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Bekanntmachung 

der Neufassung des Körperschaftsteuergesetzes 
Vom 13. Oktober 1969 


Auf Grund des § 23 a Abs. 2 des Körperschaft¬ 
steuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. Mai 1965 (Bundcsgesetzbl. I S. 449) wird 
nachstehend der Wortlaut des Körperschaftsteuer¬ 
gesetzes unter Berücksichtigung 

a) des Gesetzes über die Ermittlung des Gewinns 
aus Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnitt¬ 
sätzen vom 15. September 1965 (Bundesgesetzt)]. I 
S. 1350), 

b) des Gesetzes zur Förderung der Stabili tät und des 
Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 
(Bundesgcsetzbl. I S. 582), 


c) des Parteiengesetzes vom 24. Juli 1967 (Bundes- 
gesetzbJ. I S. 773), 

d) des Zweiten Steueränderungsgesetzes 1967 vom 

21. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1254), 

e) des Dritten Steueränderungsgesetzes 1967 vom 

22. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1334), 

f) des Gesetzes zur Änderung des Körperschaft¬ 
steuergesetzes und anderer Gesetze vom 15. Au¬ 
gust 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1182) und 

g) des Steueränderungsgesetzes 1969 vom 18. Au¬ 
gust 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1211) 

bekanntgemacht. 


Bonn, den 13. Oktober 1969 

Der Bundesminister der Finanzen 
S t r a u ß 


Körperschaitsteuergesetz 
(KStG 1968) 

in der Fassung vom 13. Oktober 1969 


I. Steuerpflicht 
§ 1 

Unbeschränkte Steuerpflicht 

(1) Unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig sind 
die folgenden Körporschaften, Personenvereinigun¬ 
gen und Vermögcmsmassen, die ihre Geschäftsleitung 
oder ihren Sitz im Inland haben: 

1. Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften, Kom¬ 
manditgesellschaften auf Aktien, Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung, Kolonialgesellschaften, 
bergrechtliche Gewerkschaften); 


2. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften; 

3. Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit; 

4. sonstige juristische Personen des privaten Rechts; 

5. nichtrechtsfähige Vereine, Anstalten, Stiftungen 
und andere Zweckvermögen; 

6. Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts; einem solchen Betrieb steht 
die Verpachtung eines Betriebs gewerblicher Art 
gleich. 

(2) Die unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht 
erstreckt sich auf sämtliche Einkünfte. 










1870 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1969, Teil I 


§ 2 

Beschränkte Steuerpflicht 

(1) Beschränkt körperschaltsteuerpflichtig sind 

1. Körperschaften, Personen Vereinigungen und Ver¬ 
mögensmassen, die weder ihre Geschäftsleitung 
noch ihren Sitz im Inland haben, 

mit ihren inländischen Einkünften; 

2. Körperschaften, Personen Vereinigungen und Ver¬ 
mögensmassen, die nicht, unbeschränkt steuer¬ 
pflichtig sind, 

mit den inländischen Einkünften, von denen ein 

Steuerabzug zu erheben ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die 
weder ihre Geschältsleitung noch ihren Sitz im Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes und in Berlin (West), 
aber ihre Geschäfts]eitung oder ihren Sitz in einem 
zum Inland gehörenden Gebiet, haben, in dem Kör¬ 
perschaften, Personenvereinigungen und Vermögens¬ 
massen mit Geschäftslcitung oder Sitz im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
als beschränkt körperschal l steuerpflichtig behandelt 
werden. 

§ 3 

Abgrenzung der persönlichen Steuerpflicht 

(1) Nichtrechtsfähige Personenvereinigungen, An¬ 
stalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen sind 
dann körperschaftsteuerpflichtig, wenn ihr Einkom¬ 
men weder nach diesem Gesetz noch nach dem Ein¬ 
kommensteuergesetz unmittelbar bei einem anderen 
Steuerpflichtigen zu versteuern ist. 

(2) Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubgenossen- 
sdiaften und ähnliche Realgemeinden, die zu den in 
§ 1 bezeichneten Steuerpflichtigen gehören, sind nicht 
körperschaftsteuerpflichtig, wenn sie weder einen 
Gewerbebetrieb, der über den Rahmen eines Neben¬ 
betriebs hinausgeht, unterhalten noch einen solchen 
Gewerbebetrieb verpachtet haben. Ihre Einkünfte 
sind unmittelbar bei den Beteiligten zu versteuern. 

(3) Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubgenossen¬ 
schaften und ähnliche Realgemeinden, die zu den in 
§ 1 bezeichneten Steuerpflichtigen gehören und die 
einen Gewerbebetrieb unterhalten, der über den 
Rahmen eines Nebenbetriebs hinausgeht, oder die 
einen solchen Gewerbebetrieb verpachtet, haben, sind 
nur insoweit körperschaftsteuerpflichtig. 

§ 4 

Persönliche Befreiungen 

(1) Von der Körperschaftsteuer sind befreit 

1. die Deutsche Bundespost, die Deutsche Bundes¬ 
bahn, das Unternehmen „Reichsautobahnen", die 
Monopolverwaltungen des Bundes und die staat¬ 
lichen Lotterieunternehmen; 

2. die Reichsbank, die Deutsche Bundesbank, die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau, die Deutsche 
Rentenbank, die Deutsche Rentenbank-Kredit¬ 
anstalt, die Lastenausgleichsbank (Bank für Ver¬ 
triebene und Geschädigte), die Deutsche Sied- 


lungs- und Landesrentenbank, die Landwirt¬ 
schaftliche Rentenbank und die Deutsche Genos¬ 
senschaftskasse; 

3. Staatsbanken, soweit sie Aufgaben staatswirt¬ 
schaftlicher Art erfüllen; 

4. (gestrichen) 

5. (gestrichen) 

6. Körperschaften, Personenvereinigungen und Ver¬ 
mögensmassen, die nach der Satzung, Stiftung 
oder sonstigen Verfassung und nach ihrer tat¬ 
sächlichen Geschäftsführung ausschließlich und 
unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen oder 
mildtätigen Zwecken dienen. Unterhalten sie 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, der über 
den Rahmen einer Vermögensverwaltung bin- 
ausgeht, so sind sie insoweit steuerpflichtig; 

7. rechtsfähige Pensions-, Witwen-, Waisen-, 
Sterbe-, Kranken-, Unterstützungskassen und 
sonstige rechtsfähige Hilfskassen für Fälle der 
Not oder Arbeitslosigkeit, 

a) wenn sich die Kasse beschränkt 

aa) auf Zugehörige oder frühere Zugehörige 
einzelner oder mehrerer wirtschaftlicher 
Geschäftsbetriebe oder 
bb) auf Zugehörige oder frühere Zugehörige 
der Spitzenverbände der freien Wohl¬ 
fahrtspflege (Arbeiterwohlfahrt-Haupt¬ 
ausschuß, Innere Mission und Hilfswerk 
der Evangelischen Kirche in Deutsch¬ 
land, Deutscher Caritasverband, Deut¬ 
scher Paritätischer Wohlfahrtsverband, 
Deutsches Rotes Kreuz und Zentral¬ 
wohlfahrtsstelle der Juden in Deutsch¬ 
land) einschließlich ihrer Untergliede¬ 
rungen, Einrichtungen und Anstalten und 
sonstiger gemeinnütziger Wohlfahrts¬ 
verbände, und 

b) wenn sichergestellt ist, daß der Betrieb der 
Kasse nach dem Geschäftsplan und nach Art 
und Höhe der Leistungen eine soziale Ein¬ 
richtung darstellt; 

8. Berufsverbände ohne öffentlich-rechtlichen Cha¬ 
rakter, deren Zweck nicht auf einen wirtschaft¬ 
lichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist. Unterhalten 
sie einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, der 
dem Verbandszweck dient, so sind sie insoweit 
steuerpflichtig. Dient ein wirtschaftlicher Ge¬ 
schäftsbetrieb nicht dem Verbandszweck, so ist 
der Berufsverband steuerpflichtig; 

9. Körperschaften oder Personenvereinigungen, 
deren Hauptzweck die Verwaltung des Vermö¬ 
gens für einen nichtrechtsfähigen Berufsverband 
der in Ziffer 8 bezeichneten Art ist, sofern ihre 
Erträge im wesentlichen aus dieser Vermögens- 
Verwaltung herrühren und ausschließlich dem 
Berufsverband zufließen; 

10. öffentlich-rechtliche Versicherungs- und Versor¬ 
gungseinrichtungen von Berufsgruppen, deren 
Angehörige auf Grund einer durch Gesetz ange¬ 
ordneten oder auf Gesetz beruhenden Verpflich¬ 
tung Mitglieder dieser Einrichtungen sind, wenn 
die Satzung der Einrichtung die Zahlung keiner 
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höheren jährlichen Beiträge zu laßt als das Zwölf¬ 
fach e der Beiträge, die nach den §§ 1387 und 1388 
der ReichsversicherungsOrdnung höchstens ent¬ 
richtet werden können. Sind nach der Satzung 
der Einrichtung nur Pflkhimilgüedschaften sowie 
freiwillige Mitgliedschaften, die unmittelbar an 
eine PflidilmilyliedsdiaJft anschließen, möglich, 
so steht dies der Steuerbefreiung nicht entgegen, 
wenn die Satzung die Zahlung keiner höheren 
jährlichen Beiträge zuläßt als das Fünfzehnfache 
der Beiträge, die nach den §§ 1.387 und 1388 der 
Reichsversicherungsordming höchstens entrichtet 
werden können. 

(2) Die Befreiungen nach Absatz 1 sind nicht an- 
zu wenden, soweit die inländischen Einkünfte dem 
Steuerabzug unterliegen (§ 2 Abs. 1 Ziff. 2). 

(3) Die Befreiungen nach Absatz 1 Ziff. 3 und 6 
bis 9 sind auf beschränkt Steuerpflichtige (§ 2 Abs. 1 
Ziff. 1, Abs. 2) nicht, anzuwenden. 

II. Einkommen 

1. Allgemeines 
§ 5 

(1) Die Körperschaflsteuer bemißt sich nach dem 
Einkommen, das der Steuerpflichtige innerhalb eines 
Kalenderjahrs bezogen hat. 

(2) Bei Steuerpflichtigen, die Bücher nach den 
Vorschriften des Handelsgesetzbuchs zu führen ver¬ 
pflichtet sind, ist der Gewinn nach dem Wirtschafts¬ 
jahr, für das sie regelmäßig Abschlüsse machen, zu 
ermitteln. Weicht bei diesen Steuerpflichtigen das 
Wirtschaftsjahr, für das sie regelmäßig Abschlüsse 
machen, vom Kalenderjahr ab, so gilt der Gewinn 
aus Gewerbebetrieb als in dem Kalenderjahr be¬ 
zogen., in dem das Wirtschaftsjahr endet. Die Um¬ 
stellung des Wirtschaftsjahrs auf einen vom 
Kalenderjahr abweichenden Zeitraum ist steuerlich 
nur wirksam, wenn sie im Einvernehmen mit dem 
Finanzamt vorgen ommen wird. 

§ 6 

(1) Was als Einkommen gilt und wie das Einkom¬ 
men zu ermitteln ist, bestimmt sich nach den Vor¬ 
schriften des Einkommensteuergesetzes und den 
§§ 7 bis 16 dieses Gesetzes. Hierbei sind auch ver- 
d eckte Gewinnausschüt tungen zu berücksichtigen. 

(2) Bei der Ermittlung des Einkommens von Ver¬ 
sicherungsunternehmen gilt für Beitragsrückerstat¬ 
tungen, die auf Grund des Geschäftsergebnisses 
gewährt werden, vorbehaltlich der Vorschriften der 
Absätze 3 und 4 folgendes: 

1. Beitragsrückerstattungen, die aus dem Lebens¬ 
versicherung sgeschäft stammen, sind abzugsfähig. 

2. Beitragsrückerstattungen, die nicht aus dem 
Lebensversicherungsgeschäft stammen, sind nur 
insoweit abzugsfähig, als sie den Überschuß nicht 
übersteigen, der sich ergeben würde, wenn die 
auf das Wirtschaftsjahr entfallenden Versiche- 
rungsleistungen, Überträge und Rücklagen sowie 
die sämtlichen sonstigen persönlichen und sach¬ 
lichen Betriebsausgaben allein aus der auf das 


Wirtschaftsjahr entfallenden Beitragseinnahme 
bestritten worden wären. Die Beitragsrückerstat- 
lung muß spätestens bei Genehmigung des Ab¬ 
schlusses des Wirtschaftsjahrs durch die satzungs¬ 
mäßig zuständigen Organe mit der Maßgabe 
beschlossen werden, daß sie auf die binnen 
Jahresfrist nach der Beschlußfassung fällig wer¬ 
denden Beiträge anzurechnen oder binnen Jahres¬ 
frist nach der Beschlußfassung bar auszuzahlen 
ist. 

(3) Zuführungen zu Rücklagen für Beitragsrück¬ 
erstattungen sind nur insoweit abzugsfähig, als die 
ausschließliche Verwendung der Rücklagen für die¬ 
sen Zweck durch Satzung oder durch geschäfts¬ 
planmäßige Erklärung gesichert ist. 

(4) Bei Versicherungsunternehmen, die das Le¬ 
bensversicherungsgeschäft allein oder neben ande¬ 
ren Versicherungszweigen betreiben, sind für das 
Lebensversicherungsgeschäft mindestens 5 vom Hun¬ 
dert des nach den Vorschriften des Einkommen¬ 
steuergesetzes und dieses Gesetzes ermittelten 
Gewinns zu versteuern, von dem der bei dem 
LebensVersicherungsgeschäft für die Versicherten 
bestimmte Anteil noch nicht abgezogen ist. 

§ 7 

Für die Ermittlung des Einkommens ist es ohne 
Bedeutung, ob das Einkommen verteilt wird oder 
nicht. Ausschüttungen jeder Art auf Genußscheine, 
mit denen das Recht auf Beteiligung am Gewinn und 
am Liquidationserlös der Kapitalgesellschaften ver¬ 
bunden ist, dürfen das Einkommen nicht mindern. 

§ 7a 

Organschaft 

(1) Verpflichtet sich eine Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien mit Geschäfts- 
1 eitun g und Sitz im Inland (Organgesellschaft) durch 
einen Gewinnabführungsvertrag im Sinne des § 291 
Abs. 1 des Aktiengesetzes, ihren ganzen Gewinn an 
ein anderes inländisches gewerbliches Unternehmen 
abzuführen, so ist das Einkommen der Organgesell¬ 
schaft dem Träger des Unternehmens (Organträger) 
zuzurechnen, wenn die folgenden Voraussetzungen 
erfüllt sind: 

1. Der Organlräger muß an der Organgesellschaft 
vom Beginn ihres Wirtschaftsjahres an ununter¬ 
brochen und unmittelbar in einem solchen Maße 
beteiligt sein, daß ihm die Mehrheit der Stimm¬ 
rechte aus den Anteilen an der Organgesellschaft 
zusteht (finanzielle Eingliederung). Eine mittel¬ 
bare Beteiligung genügt, wenn jede der Beteili¬ 
gungen, auf denen die mittelbare Beteiligung 
beruht, die Mehrheit der Stimmrechte gewährt. 

2. Die Organgesellschaft muß von dem in Ziffer 1 
bezeichnten Zeitpunkt an ununterbrochen nach 
dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse 
wirtschaftlich und organisatorisch in das Unter¬ 
nehmen des Organträgers eingegliedert sein. Die 
organisatorische Eingliederung ist stets gegeben, 
wenn die Organgesellschaft durch einen Beherr¬ 
schungsvertrag im Sinne des § 291 Abs. 1 des 
Aktiengesetzes die Leitung ihres Unternehmens 
dem Unternehmen des Organträgers unterstellt 
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oder wenn die Orcjcing eso lisch alt eine nach den 
Vorschriften der §§ 319 bis 327 des Aktiengeset- 
zes ein gegliederte Gesell schall ist. 

3. Der Organ trägtu: muß eine unbeschränkt Steuer- 
pf] idi l ige na lü rl idie Porst>n od or eine nicht Steuer- 
b etrei t e Körperschaft, Pt ms o neu v e r e i ni gnng oder 
Vermögens™usse irn Sinnt 1 des § 1 mit Geschäfts¬ 
leitung und Sitz im Inland oder eine Personen¬ 
ge se 11 schatt irn Sinne des § 15 Ziff. 2 des Einkom¬ 
ni e n s t euergesei/es niit Geschäftsleitung und Silz 
im Inland sein. An der Personengesellschaft dür¬ 
fen nur Gesellschafter beteiligt sein, die mit dem 
aul sie entfallenden Teil des zuzurechnenden Ein¬ 
kommens im Geltungsbereich dieses Gesetzes der 
Einkommensteuer oder der Körperschaftsteuer 
unterliegen. Sind ein oder mehrere Gesellschafter 
der Personen gesell schalt beschränkt einkommen- 
steuerpflichtig, so müssen die Voraussetzungen 
der Ziffern 1 und 2 im Verhältnis zur Personen¬ 
gesellschaft selbst erfüllt sein. Das gleiche gilt, 
wenn an der Personen gesell schaff eine oder 
mehrere Körperschaften, Personenvereinigungen 
oder Vermögensmassen beteiligt sind, die ihren 
Sitz oder ihre Gosch äff sle ilimg nicht im I nland 
haben. 

4. Der Gewinn ab fühnincjs vertrag muß auf minde¬ 
stens fünf Jahre abgeschlossen und während die¬ 
ser Zeit durch geführt, werden und spätestens am 
Ende des Wirtschaftsjahres der Organgesellschaft 
wirksam, werden, lür das Satz 1 erstmals ange¬ 
wendet werden soll. Eine 1 vorzeitige Beendigung 
des Vertrags durch Kündigung ist unschädlich, 
wenn ein wichtiger Grund die Kündigung recht¬ 
fertigt. 

5. Die Organgesell schalt darf Beträge aus dem Jah- 
resüberschuß nur insoweit in freie Rücklagen 
einstellen, als dies bei vernünftiger kaufmänni¬ 
scher Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. 

(2) Bei der Ermittlung des dem Organ träger zuzu¬ 
rechnenden Einkommens der Organgesellschaft sind 
die folgenden Vorschriften nicht anzuwenden: 

1 . § 10 d des Einkommensteuergesetzes und 

2. § 9 Abs. 1, wenn der Organ träger nicht zu den 
durch diese Vorschrift begünstigten Steuerpflich¬ 
tigen gehört. 

Ist der Organträg er eine Personengesellschaft, so ist 
abweichend von Satz 1 Ziff. 2 die Vorschrift des § 9 
Abs. 1 insoweit anzuwenden, als das zuzurechnende 
Einkommen auf einen Gesellschafter entfällt, der zu 
den durch diese Vorschrift begünstigten Steuerpflich¬ 
tigen gehört und der an dem Grundkapital der 
Organgesellschaft mindestens zu einem Viertel 
unmittelbar beteiligt ist. 

(3) Ausgleichszahlungen sind von der Organ¬ 
gesellschaft zu versteuern. Wird die Verpflichtung 
zum Ausgleich vom Organlräger erfüllt, so gilt dies 
für den. der Ausgleichszahlung entsprechenden Teil 
des Einkommens des Organträgers. Die Ausgleichs¬ 
zahlungen gellen als berücksichtigungsfähige Aus¬ 
schüttungen der Organgesellschaft im Sinne des § 19 
Abs. 3. 

(4) Bleiben bei der Ermittlung des zuzurcchnenden 
Einkommens der Organgese 1.1 schalt Gewinnanteile 
im Sinne des § 9 Abs. 3 Satz 1 außer Ansatz, so ist 


die besondere Körperschaftsteuer für diese Gewinn¬ 
anteile so zu erheben, als hätte der Organträger 
diese Gewinnanteile unmittelbar selbst bezogen, ln 
den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 gilt Satz 1 ent¬ 
sprechend, 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 gelten 
entsprechend, wenn eine andere als eine der in 
Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Kapitalgesellschaften 
mit Geschäftsleitung und Sitz im Inland sich ver¬ 
pflichtet, ihren ganzen Gewinn an ein anderes Unter¬ 
nehmen im Sinne des Absatzes 1 abzuführen. Wei¬ 
tere Voraussetzungen sind, daß 

1. der Vertrag in schriftlicher Form abgeschlossen 
wird, 

2. die Gesellschafter dem Vertrag mit einer Mehr¬ 
heit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen 
zustimmen, 

3. eine Verlustübernahme entsprechend den Vor¬ 
schriften des § 302 des Aktiengesetzes vereinbart 
wird und 

4. die Abführung von Erträgen aus der Auflösung 
von freien vorvertraglichen Rücklagen ausge¬ 
schlossen wird. 

(6) Verpflichtet sich eine Organgesellschaft, ihren 
ganzen Gewinn an ein ausländisches gewerbliches 
Unternehmen, das im Inland eine im Handelsregister 
eingetragene Zweigniederlassung unterhält, abzu¬ 
führen, so ist das Einkommen der Organgesellschaft 
den beschränkt steuerpflichtigen Einkünften aus der 
inländischen Zweigniederlassung zuzurechnen, wenn 

1. der Gewinnabführungsvertrag unter der Firma 
der Zweigniederlassung abgeschlossen ist, 

2. die für die finanzielle Eingliederung erforderliche 
Beteiligung zum Betriebsvermögen der Zweig¬ 
niederlassung gehört und 

3. die wirtschaftliche und organisatorische Einglie¬ 
derung im Verhältnis zur Zweigniederlassung 
selbst gegeben ist. 

Im übrigen gelten die Vorschriften der Absätze 1 
bis 5 sinngemäß. 

2. Sachliche Befreiungen 
§ 8 

Bei Personenvereinigungen, bei politischen Parteien 
und politischen Vereinen 

(1) Bei Personenvereinigungen, die unbeschränkt 
steuerpflichtig sind, bleiben für die Ermittlung des 
Einkommens die * auf Grund der Satzung erhobenen 
Beiträge der Mitglieder außer Ansatz. 

(2) Bei politischen Parteien und politischen Ver¬ 
einen, die unbeschränkt steuerpflichtig sind, bleiben 
außerdem die Einkünfte der in § 2 Abs. 3 Ziff. 3 bis 5 
und 7 des Einkommensteuergesetzes bezeichneten 
Art mit Ausnahme der Kapitalerträge im Sinne des 
§ 43 des Einkommensteuergesetzes außer Ansatz. 

§ 9 

Bei Schachtelgesellschaften 

(1) Ist eine unbeschränkt steuerpflichtige Kapital¬ 
gesellschaft, ein unbeschränkt steuerpflichtiger Ver- 
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s i cb e r u n gs v e re i n a 11 1 C e g o n s e i I i g k eit oder ein 
B e t r i e b e i n c r i n 1 ä n d i $ che 11 J< ö r p e r s cb alt d e s ö ffe nt - 
Heben Rech 1s nach weis (ich seit Beginn des Wirt¬ 
schaftsjahrs ii nuni erb rochen an dein Grund- oder 
S t a mm k a p i t a 1 e i ne r u nb e s cb i ä n kt s t. e u e rp fl ich t i gen 
Kapital ge so 11 schall in Form von Aktien, Kuxen oder 
Anteilen mindestens zu einem Viertel unmittelbar 
beteiligt, so bleiben die auf die Beteiligung entfal¬ 
lenden Gewinnanteile jeder Art außer Ansatz. Ist 
ein Grund- oder Stammkapital nicht vorhanden, so 
tritt an seine Stolle das Vermögen, das bei der letz- 
1: e n Ve r a n I a g 11 n g z \ i r Ve r m ö g e n s I. e u er fest ge stellt 
worden ist. 

(2) Soweit die Gewinnanteile außer Ansatz blei¬ 
ben, ist der Steuerabzug vom Kapitalertrag nicht 
vor zu nehmen. 

(3) Die nach. Absatz 1 außer Ansatz bleibenden 
Gewinnanteile, die bei der ausschüttenden Kapital- 
ge se 11 sch aft b e rü cksi cht igun g sfä h i ge Ausschüttungen 
im Sinne des § 19 Abs. 3 Satz 1 sind, unterliegen 
einer besonderen Körperschaft Steuer, die nach der 
Höhe dieser Gewinnanteile bemessen wird; § 5 gilt 
entsprechend. Bei einer Kapitalgesellschaft sind 
diese Gewinnanteile um den Betrag zu kürzen, in 
dessen Höhe ihre berücksichtigungsfähigen Aus¬ 
schüttungen nicht zu einer Ermäßigung der Körper¬ 
schaftsteuer nach § 19 Abs. 1 Ziff. 1 oder 2, Abs. 2 
Ziff. 1 oder 2, § 19 a Abs. 2 Ziff. I führen. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend, wenn Bund, Länder, Gemeinden oder 
Gemeinde verbände an unbeschränkt steuerpflichti¬ 
gen Kapitalgesellschaften beteiligt sind. Von den auf 
diese Beteiligungen entfallenden Gewinnanteilen ist 
indessen der Steuerabzug vom Kapitalertrag inso¬ 
weit vorzunehmen, als diese Gewinnanteile bei den 
aus schüttenden Kapitalgesellschaften b e rück sich ti- 
gunqsfähiqe Ausschüttungen im Sinne des 5 19 
Abs. 3 Satz 1 sind. 

§ 10 

(gestrichen) 

3. Abzugsfähige Ausgaben 
§ 11 

Bei Ermittlung des Einkommens sind die folgen¬ 
den Beträge abzuziehen, soweit sie nicht bereits 
nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 
abzugsfähige Ausgaben sind: 

1. bei Kapitalgesellschaften 

die Kosten der Ausgabe von Gesellschaftsantei¬ 
len, soweit 

a) die Kosten nicht aus dem Ausgabe au fgeld 
gedeckt werden können oder 

b) die Gesellschaftsanteile für die Einbringung 
eines inländischen Betriebs oder Teilbetriebs 
eines Einzelgewerbetreibenden oder einer 
Gesellschaft im Sinne des § 15 Ziff. 2 des Ein¬ 
kommensteuergesetzes, an deren Vermögen 
im Zeitpunkt der Einbringung natürliche Per¬ 
sonen mit mindestens 51 vom Hundert betei¬ 
ligt waren, gewährt werden. Das gilt nur, 


wenn die Nennwerte dieser Gesellschafts¬ 
anteile mindestens 75 vom Hundert des Nenn¬ 
kapitals der Kapitalgesellschaft betragen. Ge¬ 
hören zum eingebrachten Betriebsvermögen 
Grundstücke, so ist die Grunderwerbsteuer 
den Kosten der Ausgabe der Gesellschafts¬ 
anteile zuzu rechnen; 

2. bei Versicherungsunternehmen 

Zuführungen, zu versicherungstechnischen Rück¬ 
lagen, soweit sie für die Leistungen aus den am 
Bilanzstichtag laufenden Versicherungsverträgen 
erforderlich sind; 

3. bei Kommanditgesellschaften auf Aktien 

der Teil des Gewinns, der an persönlich haftende 
Gesellschafter auf ihre nicht auf das Grund¬ 
kapital gemachten Einlagen oder als Vergütung 
(Tantieme) für die Geschäftsführung verteilt 
wird; 

4. Vermögensmehrungen, die dadurch entstehen, 
daß Schulden zum Zweck der Sanierung ganz 
oder teilweise erlassen werden; 

5. a) Ausgaben zur Förderung mildtätiger, kirch¬ 

licher, religiöser, wissenschaftlicher und staats¬ 
politischer Zwecke und der als besonders för¬ 
derungswürdig anerkannten gemeinnützigen 
Zwecke bis zur Höhe von insgesamt 5 vom 
Hundert des* Einkommens oder 2 vom Tau¬ 
send der Summe der gesamten Umsätze und 
der im Kalenderjahr auf gewendeten Löhne 
und Gehälter. Für wissenschaftliche Zwecke 
erhöht sich der Vomhundertsatz von 5 um 
weitere 5 vom Hundert. Als Einkommen im 
Sinne dieser Vorschrift gilt das Einkommen 
vor Abzug der in Satz 1 und in § 10 d des 
Einkommensteuergesetzes bezeichneten Aus¬ 
gaben. Als Ausgabe im Sinne dieser Vor¬ 
schrift gilt auch die Zuwendung von Wirt¬ 
schaftsgütern mit Ausnahme von Nutzungen 
und Leistungen. Der Wert der Ausgabe ist 
nach § 6 Abs. 1 Ziff. 4 Satz 2 des Einkommen¬ 
steuergesetzes zu ermitteln; 

b) Spenden an politische Parteien im Sinne des 
§ 2 des Parteiengesetzes bis zur Höhe von ins¬ 
gesamt 600 Deutsche Mark im Kalenderjahr. 

4. Nichtabzugsfähige Ausgaben 
§ 12 

Nicht, abzugsfähig sind 

1. die Aufwendungen für die Erfüllung von Zwek- 
ken des Steuerpflichtigen, die durch Stiftung, Sat¬ 
zung oder sonstige Verfassung vorgeschrieben 
sind; 

2. die Steuern vom Einkommen und die Vermögen¬ 
steuer sowie die Umsatzsteuer für den Eigen¬ 
verbrauch; 

3. die Vergütungen jeder Art, die an Mitglieder des 
Aufsichtsrats, Verwaltungsrats, Grubenvorstands 
oder andere mit der Überwachung der Geschäfts¬ 
führung beauftragte Personen gewährt werden. 
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5. Anteilige Abzüge 

§ 13 

§ 3 c des Einkommensteuergesetzes ist entspre¬ 
chend anzuwenden. Besteht das Einkommen nur aus 
Einkünften, von denen ein Steuerabzug zu erheben 
ist (§ 2 Abs. 1 Ziff. 2), so ist ein Abzug von Aus¬ 
gaben nicht: zulässig. 


6. Auflösung und Abwicklung 
(Liquidation) 

§ H 

(1) Wird eine Kapitalgesellschaft, die ihre Auf¬ 
lösung beschlossen hat, abgewickelt, so ist der im 
Zeitraum der Abwicklung erzielte Gewinn der Be¬ 
steuerung zugrunde zu legen. Der Besteuerungszeit¬ 
raum soll drei Jahre nicht übersteigen. 

(2) Zur Ermittlung des Gewinns im Sinne des Ab¬ 
satzes 1 ist das zur Verteilung kommende Vermögen 
(Ab wicklungs-End vermögen) dem Vermögen am 
Schluß des der Auflösung vorangegangenen Wirt¬ 
schaftsjahrs (Abwicklungs-Anfangsvermögen) ge¬ 
genüberzustellen. 

(3) Von dem Abwicklungs-Endvermögen sind die 
steuerfreien Vermögenszug ünge abzuziehen, die 
dem Steuerpflichtigen in dem Abwicklungszeitraum 
zugeflossen sind. 

(4) Abwicklungs-Anfangsvermögen ist das Be¬ 
triebsvermögen, das am Schluß des vorangegange¬ 
nen Wirtschaftsjahrs der Veranlagung zur Körper- 
schaftsteuer zugrunde lag. Ilat der letzten Veran¬ 
lagung ein Wert des Betriebsvermögens nicht zu¬ 
grunde gelegen, so tritt an seine Stelle der Betrag 
des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals oder, 
wenn ein solches nicht vorhanden ist, die Summe 
der Einlagen oder der Anschaffungs- oder Herstel¬ 
lungspreis im Sinne des Einkommensteuergesetzes. 
Das Abwicklungs-Anfangs vermögen ist lim den Ge¬ 
winn des voran gegangenen Wirtschaftsjahrs zu kür¬ 
zen, der im Abwicklungszeitraum ausgeschüttet 
worden ist. 

(5) Auf die Gewinnermittlung sind im übrigen die 
sonst geltenden Vorschriften an zu wenden. 


7. Verschmelzung (Fusion) 
und Umwandlung 

§ 15 

(1) Geht das Vermögen einer Kapitalgesellschaft 
mit oder ohne Abwicklung (Liquidation) auf einen 
anderen über, so ist § 14 entsprechend anzuwenden. 
Für die Ermittlung des Gewinns tritt an die Stelle 
des zur Verteilung kommenden Vermögens der 
Wert der für die Übertragung des Vermögens ge¬ 
währten Gegenleistung nach dem Stand im Zeit¬ 
punkt der Übertragung. 


(2) Der beim Übergang sich ergebende Gewinn 
scheidet für die Besteuerung insoweit aus, als die 
folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. das Vermögen einer inländischen Kapitalgesell¬ 
schaft muß als Ganzes auf eine andere inlän¬ 
dische Kapitalgesellschaft gegen Gewährung von 
Gesellschaftsrechten der übernehmenden Gesell¬ 
schaft übergehen; 

2. es muß sichergestellt sein, daß dieser Gewinn 
später der Körperschaftsteuer unterliegt. 

8, Verlegung der Geschäftsleitung 
ins Ausland 

§ 16 

(1) Verlegt eine unbeschrankt steuerpflichtige Ka¬ 
pitalgesellschaft ihre Geschäftsleitung und ihren Sitz 
oder eines von beiden ins Ausland und scheidet sie 
dadurch aus der unbeschränkten Steuerpflicht aus, 
so ist § 14 entsprechend anzuwenden. An die Stelle 
des zur Verteilung kommenden Vermögens tritt der 
gemeine Wert des vorhandenen Vermögens. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn die inlän¬ 
dische Betriebstätte einer beschränkt steuerpflichti¬ 
gen Kapitalgesellschaft aufgelöst oder ins Ausland 
verlegt oder ihr Vermögen als Ganzes an einen an¬ 
deren übertragen wird. 

§ 17 

(gestrichen) 

III. Steuertarif 

§ 18 

Abrundung 

Zur Berechnung der Körperschaftsteuer wird das 
Einkommen auf volle 10 Deutsche Mark nach unten 
abgerundet. 

§ 19 

Steuersätze 

(1) Die Körperschaftsteuer beträgt 

1. bei unbeschränkt steuerpflichtigen Kapitalgesell¬ 
schaften (§ 1 Abs. 1 Ziff. 1), soweit sie nicht zu 
den in Ziffer 2 bezeichneten Gesellschaften ge¬ 
hören, 

51 vom Hundert des Einkommens. 

Die Körperschaftsteiler ermäßigt sich für die be- 
rücksichtigungsfähigen Ausschüttungen (Absatz 3) 
auf 15 vom Hundert des Einkommens; 

2. bei unbeschränkt steuerpflichtigen Kapitalgesell¬ 
schaften (§ 1 Abs. 1 Ziff. 1), deren bei der letzten 
Veranlagung zur Vermögensteuer zugrunde ge¬ 
legtes Vermögen zuzüglich des Werts der Beteili¬ 
gungen im Sinne des § 60 Abs. 1 des Bewertungs¬ 
gesetzes den Betrag von 5 Millionen Deutsche 
Mark nicht übersteigt und bei denen seit Beginn 
des Wirtschaftsjahrs ununterbrochen die folgen¬ 
den Voraussetzungen vorliegen: 
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Die Anteile müssen mindestens zu 76 vom Hun¬ 
dert. des Nennkapitals natürlichen Personen ge¬ 
hören, 

bei Aktiengesellschaften und Kommanditgesell¬ 
schaften auf Aktien müssen die Aktien auf Namen 
lauten. Die Aktien dürfen nicht zum Handel an 
einer Börse oder im geregelten Frei verkehr zu¬ 
gelassen sein, 

die Nennwerte der zum Betriebsvermögen ge¬ 
hörenden Beteiligungen dürfen insgesamt das 
Nennkapital nicht übersteigen, 

für die ersten angefangenen oder vollen 10 000 
Deutsche Mark des Einkommens 
39 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 

10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
44 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 

10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
49 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 

10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
54 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 

10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
59 vom Hundert, 

für alle weiteren Betrage des Einkommens 
49 vom Hundert. 

Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich für die be- 
rücksidxtigungsfähigcn Ausschüttungen (Absatz 3) 
auf 26,5 vom Hundert des Einkommens; 

3. bei den übrigen Körperschaften, Personenvereini¬ 
gungen und Vermögensmassen (§ 1 Abs. 1 Ziff. 2 
bis 6, § 2 Abs. 1 Ziff. 1) 

49 vom Hundert des Einkommens. 

(2) Die Körperschaftsteuer beträgt bei Kredit¬ 
anstalten des öffentlichen Rechts, mit Ausnahme der 
öffentlichen oder unter Staatsaufsicht stehenden 
Sparkassen (Absatz 2 a), für Einkünfte aus dem lang¬ 
fristigen Kommunalkredit-, Realkredit- und Melio¬ 
rationskreditgeschäft, 

bei privaten Bausparkassen für Einkünfte aus dem 
langfristigen Kommunalkredit- und Realkredit¬ 
geschäft, 

bei reinen Hypothekenbanken, 

bei gemischten Hypothekenbanken für die Einkünfte 
aus den in § 5 des Hypothekenbankgesetzes bezeich¬ 
nten Geschäften, 

bei Schiffspfandbrief banken, 

bei der Industriekreditbank Aktiengesellschaft, der 
Deutschen Industriebank, der Berliner Industriebank 
Aktiengesellschaft und der Saarländischen Investi¬ 
tionskreditbank Aktiengesellschaft für Einkünfte aus 
dem langfristigen Kreditgeschäft 

1. 36,5 vom Hundert des Einkommens, wenn die 
Steuerpflichtige eine Kapitalgesellschaft im Sinne 
des Absatzes 1 Ziff. 1 ist. 


Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich für die be- 
rücksichtigungsfähigen Ausschüttungen (Absatz 3) 
auf 15 vom Hundert des Einkommens,* 

2, für die ersten angefangenen oder vollen 10 000 
Deutsche Mark des Einkommens 

28 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 10 000 
Deutsche Mark des Einkommens 

31.5 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 10 000 
Deutsche Mark des Einkommens 
35 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 10 000 
Deutsche Mark des Einkommens 

38.5 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 10 000 
Deutsche Mark des Einkommens 
42 vom Hundert, 

für alle weiteren Beträge des Einkommens 
35 vom Hundert, 

wenn die Steuerpflichtige eine Kapitalgesellschaft 
im Sinne des Absatzes 1 Ziff. 2 ist. 

Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich für die be¬ 
rücksichtigungsfähigen Ausschüttungen (Absatz 3) 
auf 26,5 vom Hundert des Einkommens; 

3, 35 vom Hundert des Einkommens, wenn die Steuer¬ 
pflichtige eine Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse im Sinne des Absatzes 1 
Ziff. 3 ist. 

(2 a) Die Körperschaftsteuer beträgt bei öffent¬ 
lichen oder unter Staatsaufsicht stehenden Sparkas¬ 
sen 35 vom Hundert des Einkommens. 

(2 b) Die Körperschaftsteuer beträgt 32 vom Hun¬ 
dert des Einkommens 

1. bei Kreditgenossenschaften, die Kredite aus¬ 
schließlich an ihre Mitglieder gewähren, 

2. bei Zentralkassen, die Kredite ausschließlich an 
ihre Mitglieder gewähren und sich auf ihre eigent¬ 
lichen genossenschaftlichen Aufgaben beschrän¬ 
ken. Das gilt auch für Zentralen, die in Form 
einer Kapitalgesellschaft betrieben werden. 

(2 c) Die Körperschaftsteuer beträgt 19 vom Hun¬ 
dert des Einkommens bei Kreditgenossenschaften im 
Sinne des Absatzes 2 b Ziff. 1, wenn die Kredite 
ausschließlich an Körperschaften, Personenvereini¬ 
gungen und Vermögensmassen im Sinne des § 4 
Abs. 1 Ziff. 6 Satz 1 zur Förderung ihrer steuer¬ 
begünstigten satzungsmäßigen Zwecke gewährt 
werden. 

(3) Berücksichtigungsfähige Ausschüttungen sind 
die bei unbeschränkt steuerpflichtigen Kapitalgesell¬ 
schaften (§ 1 Abs. 1 Ziff. 1) auf Grund eines den 
gesellschaftsrechtlichen Vorschriften entsprechenden 
Gewinnverteilungsbeschlusses vorgenommenen Ge¬ 
winnausschüttungen für Wirtschaftsjahre, deren Er¬ 
gebnisse bei der Veranlagung berücksichtigt sind. 
Die berücksichtigungsfähigen Ausschüttungen sind 
1. bei Kapitalgesellschaften im Sinne des Absatzes 1 
Ziff. 2, deren Einkommen weniger als 50 000 
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Deutsche Mark betragt;, im Verhältnis der Auf¬ 
teilung des Einkommens (Absatz 1 Ziff. 2) aufzu¬ 
teilen und bei dem entsprechenden Teil des Ein¬ 
komm e n s z u her ü ck s i eh t i g en j 

2. bei privaten Bausparkassen, gemischten Hypo¬ 
thekenbanken, der Indus tri e k red i tb ank Aktien¬ 
gesellschaft, der Deutschen Industriebank, der 
Berliner Indus! riebank Aktiengesellschaft und der 
Saarländischen 1 nves!iI ionskreditbank Aktienge¬ 
sellschaft (Absatz 2) im Verhältnis des tarifbegün- 
sligten Teils des Einkommens zu dem nicht tarif¬ 
begünstigten Teil des Einkommens aufzuteilen 
und bei den entsprechenden Teilen des Einkom¬ 
mens zu berücksichtigen; bei Kapitalgesellschaften 
im Sinne des Absatzes 1 Ziff. 2, deren Einkommen 
weniger als 50 000 Deutsche Mark beträgt, gilt 
Ziffer 1 entsprechend. 

(4) Kapitalgesellschaften im Sinne des Absatzes 1 
Ziff. 2 sind auf Antrag wie Kapitalgesellschaften im 
Sinne des Absatzes 1 Ziff. 1 zu besteuern. Der Antrag 
ist schriftlich und unwiderruflich innerhalb der Frist 
zur Abgabe der Steuererklärung für das Kalender¬ 
jahr (Veranlagungszeitraum) zu stellen, für das der 
Antrag erstmals gelten soll. Die Kapitalgesellschaft 
ist für fünf aufeinanderfolgende Kalenderjahre an 
den Antrag gebunden. 

(5) Die besondere Körperschaft Steuer nach § 9 
Abs. 3 beträgt 

1. 36 vom Hundert der Gewinnanteile, wenn die aus¬ 
schüttende Kapitalgesellschaft eine Gesellschaft 
im Sinne des Absatzes 1 Ziff. 1 ist; 

2. 21,5 vorn Hundert der Gewinnanteile, wenn die 
ausschüttende Kapitalgesellschaft eine Gesell¬ 
schaft im Sinne des Absatzes 1 Ziff. 1 ist und zu 
den in Absatz 2 bezeiebneten Steuerpflichtigen 
gehört. 

(6) Die Kapitalertrags teuer nach § 9 Abs. 4 Satz 2 
beträgt 

1. 25 vom Hundert der Gewinnanteile, wenn die aus¬ 
schüttende Kapitalgesellschaft eine Gesellschaft 
im Sinne des Absatzes 1 Ziff. 1 ist; 

2. 21,5 vom Hundert der Gewinnanteile, wenn die 
ausschüttende Kapitalgesellschaft eine Gesell¬ 
schaft im Sinne des Absatzes 1 Ziff. 1 ist und zu 
den in Absatz 2 bezei ebneten Steuerpflichtigen 
gehört. 

(7) Die Körperschafts teuer für Einkünfte, die dem 
Steuerabzug unterliegen, ist durch den Steuerabzug 
abgegolten, 

a) wenn es sich um Kapitalerträge im Sinne des § 43 
Abs. 1 Ziff. 3 bis 5 des Einkommensteuergesetzes 
handelt, oder 

b) wenn der Bezieher der Einkünfte beschränkt 
steuerpflichtig ist und die Einkünfte nicht in 
einem inländischen gewerblichen oder land- oder 
forstwirtschaftlichem Betrieb angefallen sind. 

§ 19 a 

Steuerermäßigung bei ausländischen Einkünften 

(1) Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, die mit 
ihren aus einem ausländischen Staat stammenden 


Einkünften in diesem Staat zu einer der deutschen 
Körperschaftsteuer entsprechenden Steuer heran¬ 
gezogen werden, ist die festgesetzte und gezahlte 
ausländische Steuer auf die deutsche Körperschaft¬ 
steuer (§ 19 Abs, 1 und 2) anzurechnen, die auf die 
Einkünfte aus diesem Staat entfällt. Die Vorschriften 
des § 34 c Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2, 3 und 6 des 
Einkommensteuergesetzes gelten entsprechend. 

(2) Die Körperschaftsteuer für ausländische Ein¬ 
künfte unbeschränkt Steuerpflichtiger aus dem Be¬ 
trieb von Handelsschiffen im internationalen Ver¬ 
kehr beträgt 

1. 27,5 vom Hundert des Einkommens, wenn die 
Steuerpflichtige eine Kapitalgesellschaft im Sinne 
des § 19 Abs. 1 Ziff. 1 ist. 

Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich für die 
berücksichtigungsfähigen Ausschüttungen (§ 19 
Abs. 3) auf 15 vom Hundert des Einkommens; 

2. für die ersten angefangenen oder vollen 10 000 
Deutsche Mark des Einkommens 21,5 vom Hun¬ 
dert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 10 000 
Deutsche Mark des Einkommens 24 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 10 000 
Deutsche Mark des Einkommens 26,5 vom Hun¬ 
dert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 10 000 
Deutsche Mark des Einkommens 29 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 10 000 
Deutsche Mark des Einkommens 31,5 vom Hun¬ 
dert, 

für alle weiteren Beträge des Einkommens 26,5 
vom Hundert, 

wenn die Steuerpflichtige eine Kapitalgesellschaft 
im Sinne des § 19 Abs. 1 Ziff. 2 ist; 

3. 26,5 vom Hundert des Einkommens, wenn die 
Steuerpflichtige eine Körperschaft, Personenver¬ 
einigung oder Vermögensmasse im Sinne des § 19 
Abs. 1 Ziff. 3 ist. 

Bei der Bemessung der Körperschaftsteiler nach 
Satz 1 gelten 50 vom Hundert der Einkünfte aus 
dem Betrieb von Handelsschiffen im internationalen 
Verkehr als ausländische Einkünfte im Sinne des 
Satzes 1; § 34 c Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
findet keine Anwendung. 

(3) Die berücksichtigungsfähigen Ausschüttungen 
sind, 

1. wenn die Steuerpflichtige eine Kapitalgesell¬ 
schaft im Sinne des § 19 Abs. 1 Ziff. 1 ist, im 
Verhältnis des tarifbegünstigten Teils des Ein¬ 
kommens zu dem nicht tarifbegünstigten Teil 
des Einkommens aufzuteilen und bei den ent¬ 
sprechenden Teilen des Einkommens zu berück¬ 
sichtigen ; 

2. wenn die Steuerpflichtige eine Kapitalgesellschaft 
im Sinne des § 19 Abs. 1 Ziff. 2 ist, nur mit dem 
Teil anzusetzen, der dem Verhältnis des nicht 
tarifbegünstigten Teils des Einkommens zum ge¬ 
samten Einkommen entspricht. § 19 Abs. 3 Satz 2 
Ziff. 1 gilt entsprechend. 
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(4) An Stelle der Anwendung der Absätze 2 und 3 
kann die Steuerpflichtige die Anwendung des Ab- 
s atze s 1 v e r 1 1 \ n g e n . 

§ 19 b 

Kapitalanlagen in Eni wicklungsländern 

(1) Die obersten Finauzbchörden der Länder kön¬ 
nen mit Zustimmung des Bundesministers der Finan¬ 
zen auf .Antrag bei Steuerpflichtigen, die den Ge¬ 
winn auf Grund ordnungsmäßiger Buchführung er¬ 
mitteln und nach dem 31. Dezember 1960 besonders 
förderungswürdige Entwicklungshilfe durch Kapital¬ 
anlagen in Entwicklungsländern leisten, zur Erleich¬ 
terung dieser Entwicklungshilfe und zur Minderung 
des Wagnisses eine den steuerlichen Gewinn min¬ 
dernde Rücklage zulassen, deren Höhe ein Drittel 
der Ans ch a fl rings- oder Herstellungskosten der 
Kapitalanlagen nicht übersteigen darf. Die Rücklage 
ist vom dritten auf ihre Bildung folgenden Wirt¬ 
schaftsjahr an jährlich mit je einem. Fünftel gewinn- 
erhohend aulzulösen. Die Vorschriften des § 34 d 
Abs. 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes gelten 
entsprechend. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten nicht 
für Entwicklungshilfe durch Kapitalanlagen in Ent¬ 
wicklungsländern, die na di dem 31. Dezember 1962 
geleistet; worden ist. 

§ 19 c 

Herabsetzung oder Erhöhung 
der Körperschaftsteuer 

Wird die Einkommensteuer auf Grund der Ermäch¬ 
tigung des § 51 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 
herabgesetzt oder erhöbt, so ermäßigt oder erhöht 
sich die Körperschaftsteuer entsprechend. 


IV. Veranlagung und Entrichtung der Steuer 

§ 20 

Allgemeines 

(1) Auf die Veranlagung zur Körperschaftsteuer 
und auf die Entrichtung der Körperschaftsteuer sind 
entsprechend die Vorschriften anzuwenden, die für 
die Einkommensteuer gelten. Dies gilt nicht für die 
Vorschrift des § 46 a Satz 2 und 3 des Einkommen¬ 
steuergesetzes. 

(2) Bei einem vom Kalenderjahr abweichenden 
Wirtschaftsjahr (§ 5 Abs. 2 Satz 2) gilt § 35 Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes mit der Maßgabe, daß 
die Vorauszahlungen auf die Steuerschuld des Ver¬ 
anlagungszeitraums bereits während des Wirtschafts¬ 
jahrs zu entrichten sind, das im Veranlagungszeit¬ 
raum endet. 

(3) Die Vorschriften des § 43 Abs. 1 Ziff. 6 und des 
§ 45 des Einkommensteuergesetzes gelten für Kör¬ 
perschaften, Personenvereinigungen und Vermögens¬ 
massen mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 
Wohnsitzes und des gewöhnlichen Aufenthaltes 
jeweils die Geschäftsleitung und der Sitz treten. 


§ 21 

Pauschbesteueiiuig 

Das Finanzamt kann die Körperschaftsteuer in 
einem Pauschbetrag festsetzen, wenn das steuer¬ 
pflichtige Einkommen offenbar geringfügig ist und 
die genaue Ermittlung dieses Einkommens zu einer 
unverhältnismäßig großen Verwaltungsarbeit füh¬ 
ren würde. 


V. Ermächtigimgs- und Schlußvorschriften 

§ 22 

(gestrichen) 

§ 23 

Genossenschaften, Zentralkassen 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. für land- und forstwirtschaftliche Nutzungs- und 
Verwertungsgenossenschaften, deren Geschäfts¬ 
betrieb sich auf den Kreis der Mitglieder be¬ 
schränkt, eine Befreiung von der Körperschaft¬ 
steuer anzuordnen und die Steuerbefreiung von 
der Erfüllung bestimmter Voraussetzungen, z. B. 
davon abhängig zu machen, daß die Nutzung, 
Bearbeitung oder Verwertung im Bereich der 
Land- und Forstwirtschaft liegt, und 

2. anzuordnen, unter welchen Voraussetzungen Ge¬ 
nossenschaften Warenrückvergütungen bei der 
Ermittlung des Gewinns absetzen dürfen. 

§ 23 a 

Ermächtigung 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu¬ 
stimmung des Bundesrates 

1. zur Durchführung dieses Gesetzes Rechtsverord- 
nungen zu erlassen, soweit dies zur Wahrung der 
Gleichmäßigkeit bei der Besteuerung, zur Besei¬ 
tigung von Unbilligkeiten in Härtefällen oder zur 
Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens erfor¬ 
derlich ist, und zwar 

a) über die Abgrenzung der Steuerplficht, 

b) über die Feststellung des Einkommens und 
über die verdeckten Gewinnausschüttungen, 

c) über die sachlichen Befreiungen bei Personen¬ 
vereinigungen, bei politischen Parteien und 
politischen Vereinen und bei Schachtelgesell¬ 
schaften, 

d) über die abzugsfähigen Ausgaben, die nicht¬ 
abzugsfähigen Ausgaben und über die an¬ 
teiligen Abzüge, 

e) über die Auflösung und Abwicklung, die Ver¬ 
schmelzung und Umwandlung und über die 
Verlegung der Geschäftsleitung ins Ausland, 

f) über die Ermittlung des Einkommens bei be¬ 
schränkt steuerpflichtigen Versicherungsunter¬ 
nehmen und über die Abzugsfähigkeit der 
Zuführungen zu versicherungstechnischen 
Rücklagen bei Versicherungsunternehmen, 
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g) über die Anwendung der Tarif Vorschriften, 

h) über die Veranlagung und über die Regelung 
der Sieueren 1 ridif umj; 

2. Vorschriften durch Rechts Verordnung zu erlassen 

<i) über die sich aus der Aufhebung oder Ände¬ 
rung von Vorschriften dieses Gesetzes erge¬ 
benden ftochtsfolgen, soweit dies zur Wah¬ 
rung der Gleichmäßigkeit bei der Besteuerung 
oder zur Beseitigung von Unbilligkeiten in 
Ilärtefällen erforderlich ist, 

b) über die Befreiung von der Körperschaftsteuer 
hei b es 1; i m n iten kleine ren Versidierungsver¬ 
einen auf Gegenseitigkeit im Sinne des § 53 
des Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
p r i va t en Ve r s i che rungs u nte rnehmungen und 
Bausparkassen, bei denen entweder die Bei¬ 
fragseinnahmen eine bestimmte Höhe nicht 
übersteigen oder der Betrieb nach dem Ge¬ 
schäftsplan und nach Art und Höhe der Lei¬ 
stungen eine soziale Einrichtung im Sinne des 
§ 4 Abs. 1 Ziff. 7 Buchstabe b darstellt, 

c) über die Abgrenzung der wirtschaftlichen Ge¬ 
schäftsbetriebe, die dem Verbandszweck eines 
Berufsverbands im Sinne des § 4 Abs. 1 Ziff. 8 
dienen, 

d) über die entsprechende Anwendung des § 6 
Abs. 2 Ziff. 1, Abs. 4 auf Versichernngsunler- 
nehmen, die das Krankenversicherungsgeschäft 
allein oder neben anderen Versicherungszwei¬ 
gen betreiben, 

e) über eine Beschränkung des Abzugs von Aus¬ 
gaben zur Förderung steuerbegünstigter 
Zwecke im Sinne des § 11 Ziff. 5 auf Zuwen¬ 
dungen an bestimmte Körperschaften, Per¬ 
sonenvereinigungen oder Vermögensmassen 
sowie über eine Anerkennung gemeinnütziger 
Zwecke als besonders iörde rungs würdig, 

f) über die Festsetzung abweichender Vorans- 
zah lungstermi ne, 

g) über eine der allgemeinen Entwicklung der 
Versieh er ungs w i risch aff: entsprechende Erhö¬ 
hung oder Ermäßigung des in § 6 Abs. 4 be¬ 
zeichne te n Hün d e r t s a I zes, 

h) nach denen die Kapitalertragsleuer zu er¬ 
statten ist, wenn die Steuer abzugspflichtigen 
Einkünfte bezogen worden sind 

aa) von Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen oder Vermögensmassen im Sinne des 
§ 4 Abs. 1 Ziff. 6 oder 

bb) von inländischen Stiftungen des öffent¬ 
lichen Rech Ls, die ausschließlich und un- 
mitte Iba r gern e i n mi l z i gen oder mi 1 dtä tigen 
Zwecken dienen, oder 


cc) von inländischen Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, die ausschließlich und 
unmittelbar kirchlichen Zwecken dienen, 

i) über die Fierabsetzung oder Erhöhung der 
Körperschaftsteuer nach § 19 c, 

k) nach denen bei Anschaffung oder Herstellung 
von abnutzbaren beweglichen und bei Her¬ 
stellung von abnutzbaren unbeweglichen Wirt¬ 
schaftsgütern des Anlagevermögens auf An¬ 
trag ein Abzug von der Körperschaftsteuer 
für den Veranlagungszeitraum der Anschaf¬ 
fung oder Herstellung bis zur Höhe von 7,5 
vom Hundert der Anschaffungs- oder Her¬ 
stellungskosten dieser Wirtschaftsgüter vor¬ 
genommen werden kann. Die Vorschriften des 
§ 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe s des Einkommen¬ 
steuergesetzes gelten entsprechend. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch¬ 
tigt, den Wortlaut dieses Gesetzes und der zu die¬ 
sem Gesetz erlassenen Durchführungsverordnungen 
in der jeweils geltenden Fassung mit neuem Datum, 
unter neuer Überschrift und in neuer Paragraphen¬ 
folge bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen. 

§ 23 b 
(entfällt) 

§ 24 

Schlußvorschriften 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes ist, 
soweit in den Absätzen 2 bis 5 nichts anderes be¬ 
stimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 
1968 anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften des § 4 Abs. 1 Ziff. 10 sind 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 1965 anzu¬ 
wenden. 

(3) Die Vorschriften des § 7 a sind erstmals für 
das Wirtschaftsjahr der Organgesellschaft anzuwen¬ 
den, in das der Tag des Inkrafttretens des Gesetzes 
zur Änderung des Körperschaftsteuergesetzes und 
anderer Gesetze vom 15. August 1969 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1182) fällt. Auf Antrag sind die Vor¬ 
schriften des § 7 a erstmals für das Wirtschaftsjahr 
anzuwenden, das dem in Satz 1 bezeichneten Wirt¬ 
schaftsjahr folgt. 

(4) Die Vorschriften des § 11 Ziff. 5 Buchstabe a 
Satz 4 und 5 sind erstmals für den Veranlagungs¬ 
zeitraum 1969 anzuwenden. 

(5) Die Vorschrift des § 12 Ziff. 2 ist hinsichtlich 
der Umsatzsteuer für den Eigenverbrauch erstmals 
auf einen Eigenverbrauch anzuwenden, der nach 
dem 31. Dezember 1967 getätigt wird. 
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Nr. 72, ausgegeben am 11. Oktober 1969 

10.10.69 Verordnung über die Erhebung einer Ausgleichsabgabe . 1991 

26. 8. 69 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des UNESCO-Übereinkommens gegen Diskrimi¬ 
nierung im Unterrichts wesen und des Protokolls über die Errichtung einer Schlichtungs- und 
Vermittlungskomraission ... 1992 


Verkündungen im Bundesanzeiger 


Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 


Datum und Bezeichnung der Verordnung 


Verkündet im Tag des 

Bundesanzeiger Inkraft- 

Nr. vom tretens 


7. 10.69 Verordnung zur Aufhebung der Verordnung über 
die Umrechnung fremder Währungen bei der Be¬ 
rechnung der Wechselsteuer 187 8.10.69 9.10.69 

J3undosgesel.y.b1. I f J 611-10-2 

1.10.69 Verordnung Nr. 15/69 über die Festsetzung von 
Entgelten für Verkehrsleistungen der Binnen¬ 
schiffahrt ’ 187 8. 10. 69 8. 10. 69 


Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 

die mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
unmittelbare Recbtswirksamkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben 


Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

Ddtum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift _ Ausgabe in deutscher Sprache - 




vom 

Nr./Seite 

2. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1945/69 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der auf Getreide, Mehle, Grütze und Grieß von Wei¬ 
zen oder Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

3. 10.69 

L 249'T 

2. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1946/69 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und 

Malz hinzugefügt werden 

3. 10.69 

L 249 2 

2. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1947/69 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden 
Berichtigung 

3. 10. 69 

L 249- ; 4 

2. 10. 60 

Verordnung (EWG) Nr. 1948/69 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der für Getreide, Mehle, Grütze und Grieß von Wei¬ 
zen oder Roggen anzuwendenden Erstattungen 

3. 10. 69 

L 249/6 

2. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1949 / 69 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der bei Reis und Bruchreis anzuwendenden Abschöp¬ 
fungen 

3.10.69 

L 249'T 0 

2. 10, 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1950'69 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der Erstaltungen bei der Ausfuhr für Reis und Bruch¬ 
reis 

3. 10. 69 

L 249/12 
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.Odium und BezeicImung der Rechtsvorschrift 

Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Sprache — 



vom 

Nr./Seite 

2. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1951769 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der Prämien als Zuschlag zu den Abschöpfungen für 
Reis und Bruchreis 

3. 10. 69 

L 249/14 

2. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1952/69 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der bei der Erstattung für Reis und Bruchreis anzu- 
wendende1 1 Ber ich tigung 

3. 10. 69 

L 249/16 

2. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1953 / 69 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weißzucker 
und Rohzucker 

3. 10. 69 

L 249/18 

2. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1954/69 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Kälbern und 
ausgewachsenen Rindern sowie von Rindfleisch, ausgenom¬ 
men gefrorenes Rindfleisch 

3. 10. 69 

L 249/19 

2. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1955/69 der Kommission zur Änderung 
der bei der Einfuhr von Getreide- und Reisverarbeitungs¬ 
erzeugnissen zu erhebenden Abschöpfungen 

3. 10. 69 

L 249/21 

2. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1956/69 der Kommission zur teilweisen 
Aussetzung bestimmter Abschöpfungen auf dem Schweine- 
fleischseklor 

3. 10. 69 

L 249/23 

30. 9.69 

Verordnung (EWG) Nr. 1957/69 der Kommission mit zusätz¬ 
lichen Durchführungsbestimmungen für die Gewährung von 
Ausfuhrerstattungen bei den Erzeugnissen, für die ein System 
g eme i nsame r Pre i sc besteht 

4. 10. 69 

L 250/1 

3. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1958/69 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der auf Getreide, Mehle, Grütze und Grieß von Wei¬ 
zen oder Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

4. 10. 69 

L 250/7 

3. 10.69 

Verordnung (EWG) Nr. 1959/69 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und 

Ma.!z. hinzugetüg t werden 

4.10.69 , 

L 250/8 

3. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1960/69 der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichti¬ 
gung 

4. 10. 69 

L 250/10 

3. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1961/69 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weißzucker 
und Rohzucker 

4. 10. 69 

L250T1 

3. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1962/69 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der Erstattungen für Milch und Milcherzeugnisse, die 
in unverändertem Zustand ausgeführt werden 

4. 10. 69 

L250T2 

3. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1963/69 der Kommission zur Fest¬ 
setzung des Betrages der Beihilfe für Ölsaaten 

4. 10. 69 

L 250'22 

3. 10.69 

Verordnung (EWG) Nr. 1964/69 der Kommission über die Ver¬ 
ringerung des Ausgleichsbetrags bei bestimmten französischen 
Ausfuhren auf dem Fettsektor nach dritten Ländern 

4. 10. 69 

L 250 ; 23 

3. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1965/69 der Kommission über eine 
Dauerausschreibung zur Bestimmung der Ausfuhrerstattung 
für Weißzucker 

4. 10: 69 

L 250 ; 24 

3. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1966'69 der Kommission zur Fest¬ 
setzung des Grundbetrags der Abschöpfung bei der Einfuhr 
von Sirup und bestimmten anderen Erzeugnissen des Zucker¬ 
sektors 

4. 10.69 

L 250/26 

3. 10. 69 

Verordnung (EWG) Nr. 1967/69 der Kommission zur Fest¬ 
seizu ng der Abschöpfungen für Olivenöl 

4. 10. 69 

L 250 ; 27 
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